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Dritte Vorlage: Kiindigung wegen Eigenbedarfs

In Kiirze

Ausgangslage

Die Vorlage

Anderung des Obligationen-
rechts (Mietrecht: Kiindigung
wegen Eigenbedarfs)

Das Obligationenrecht sieht vor, dass Eigentiimerinnen
und Eigentiimer von vermieteten Wohnungen oder Geschafts-
raumen diese rasch selbst nutzen kénnen. Dieser sogenannte
Eigenbedarf spielt insbesondere in drei Fallen eine Rolle:
Erstens darf, wer eine Immobilie kauft, den Mieterinnen und
Mietern mit der gesetzlichen Frist von drei Monaten bei Woh-
nungen und von sechs Monaten bei Geschaftsraumen kundi-
gen — auch wenn der bestehende Mietvertrag eine langere
Kindigungsfrist vorsieht. Zweitens dirfen Eigentimerinnen
und Eigentimer bei Eigenbedarf auch wahrend der dreijahrigen
Sperrfrist kiindigen, die nach einem Rechtsstreit mit der Mie-
terschaft gelten kann. Drittens spielt der Eigenbedarf im Zu-
sammenhang mit der sogenannten Mieterstreckung bei Harte-
fallen eine Rolle. Diese ermdglicht es Mieterinnen und Mietern,
nach einer Kiindigung langer in der Wohnung oder
in den Geschaftsraumen zu bleiben.

Heute ist die Voraussetzung fur den Eigenbedarf streng:
Er muss dringend sein. Mit der neuen Regelung genugt es,
wenn der Eigenbedarf bedeutend und aktuell ist. Die Eigentu-
merin oder der Eigentimer kann das besser nachweisen und
deshalb einfacher kiindigen. Zudem fuhrt die neue Regelung
zu kirzeren Mieterstreckungen. Gegen die Vorlage wurde
das Referendum ergriffen, darum kommt es zur Abstimmung.

Vorlage im Detail - 34
Argumente - 38
Abstimmungstext = 42



Abstimmungsfrage

Empfehlung von
Bundesrat und
Parlament

Empfehlung
des Referendums-
komitees

Abstimmung
im Nationalrat

Abstimmung
im Standerat

Wollen Sie die Anderung vom

29. September 2023 des Obligationen-
rechts (Mietrecht: Kiindigung wegen
Eigenbedarfs) annehmen?

Ja

Der Schutz des Eigentums ist fir Bundesrat und Parlament
ein wichtiger Wert. Eigentimerinnen und Eigentiimer von
Wohnungen oder Geschaftsraumen sollen diese bei Bedarf rasch
selbst nutzen kénnen. Mit der Vorlage wird es einfacher, Eigen-
bedarf geltend zu machen. Dies kann die oft langen Rechtsver-
fahren verkurzen.

[Z admin.ch/kuendigung-eigenbedarf

Nein

Das Referendumskomitee macht geltend, dass eine Kiin-
digung wegen Eigenbedarfs heute schon méglich sei. Die neue
Regelung diene in Wirklichkeit dazu, den Mieterinnen und
Mietern leichter kiindigen zu kénnen und danach die Mieten
noch starker zu erhéhen. Das sei Teil eines grossen Angriffs auf
den Mieterschutz.

[Z mietrechts-angriff-nein.ch

123 Ja
I—— 72 Nein
I 1 Enthaltung

I 33 Ja
I 11 Nein
0 Enthaltungen


https://www.mietrechts-angriff-nein.ch/
http://admin.ch/tierversuchsverbot
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Ausgangslage

Vereinfachung

Folgen in drei
Fallen:

Kundigungsschutz
bei Rechtsstreit

Die Bundesverfassung schutzt das Eigentum. Das wirkt
sich auch auf das Mietrecht aus. Eigentiimerinnen und Eigen-
timer sollen vermietete Wohnungen oder Geschaftsraume
rasch selbst nutzen kénnen. Sie konnen dafir einen sogenann-
ten dringenden Eigenbedarf fur sich, fir nahe Verwandte oder
fur verschwéagerte Personen geltend machen. Es ist aber oft
schwierig, die Dringlichkeit des Eigenbedarfs nachzuweisen.
Dies kann zu langen Rechtsverfahren fihren, die die Nutzung
der eigenen Raume verzégern. Darum will das Parlament das
Gesetz anpassen. Urspringlich war der Bundesrat der Mei-
nung, dass eine Gesetzesanderung nicht angezeigt ist.

Damit Eigentimerinnen und Eigentumer den Eigenbedarf
einfacher und schneller geltend machen kénnen, werden mit
der Vorlage die Voraussetzungen dafir geandert. Neu gentgt
es, wenn ein bedeutender und aktueller Eigenbedarf gegeben
ist. Das kann die Eigentimerin oder der Eigentimer leichter
nachweisen.

Die vorgeschlagene Vereinfachung beim Eigenbedarf
spielt in drei Fallen eine Rolle:

Wahrend eines mietrechtlichen Schlichtungs- oder Ge-
richtsverfahrens darf die Eigentiimerin oder der Eigentiimer
nicht kiindigen. Das Gleiche gilt wahrend drei Jahren nach
einem Verfahren, bei dem eine Einigung erzielt wurde oder
die Eigentimerin oder der Eigentimer unterlegen ist. Wenn
die Eigentimerin oder der Eigentimer Eigenbedarf geltend
machen kann, entfallt dieser Kiindigungsschutz jedoch. Das
wird mit der vorgeschlagenen Vereinfachung kiinftig haufiger
der Fall sein.
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Dritte Vorlage: Kiindigung wegen Eigenbedarfs

Mieterstreckung

Eigentumswechsel

Mieterschutz gilt
weiterhin

Wenn die Kiindigung einer Wohnung oder eines Ge-
schaftsraumes fur die Mieterinnen und Mieter eine Harte
bedeutet, kdbnnen sie bei der Schlichtungsbehdérde eine soge-
nannte Mieterstreckung beantragen. Kommt es dabei zu
keiner Einigung, so entscheidet bei einer Klage das zustandige
Gericht darUber, ob die Mieterinnen und Mieter Uber den
Kundigungstermin hinaus in den Rdumen bleiben durfen.

Es berucksichtigt dabei auf Seiten der Eigentimerin oder des
Eigentimers heute unter anderem den Eigenbedarf und des-
sen Dringlichkeit. Neu muss das Gericht beim Eigenbedarf
dessen Bedeutung und Aktualitat beurteilen. Das kann dazu
fuhren, dass es kunftig haufiger eine klrzere oder gar keine
Mieterstreckung gewahrt.

Wer eine Immobilie kauft, darf bei Eigenbedarf bereits
heute auf einen gesetzlichen Termin und mit der gesetzlichen
Frist kiindigen. Diese Kindigungsfrist betragt bei Mietwoh-
nungen drei Monate und bei Geschaftsraumen sowie bei
Pachtvertragen sechs Monate. Eine solche Kiindigung ist auch
dann moglich, wenn der bestehende Mietvertrag eine lange-
re Kiindigungsfrist oder einen spateren Kindigungstermin
vorsieht. Wenn die Regeln fur den Eigenbedarf wie vorge-
schlagen gelockert werden, kdnnen Kauferinnen und Kaufer
diese Moglichkeit haufiger nutzen.

Wenn die Kauferin oder der Kaufer wegen Eigenbedarfs
kindigt, missen die Mieterinnen und Mieter die Wohnung
oder den Geschaftsraum friher verlassen. Entsteht ihnen
dadurch ein finanzieller Schaden, so muss die bisherige Vermie-
terin oder der bisherige Vermieter dafir aufkommen. An
diesem Anspruch auf Schadenersatz andert die Vorlage nichts.
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Die drei Félle, in denen die Anpassung beim Eigenbedarf eine Rolle spielt

A - > A
ehemalige Mieterin/
Eigentiimerin/ \ / Mieter
ehemaliger ‘

Eigentiimer

neue Eigentiimerin/
neuer Eigentiimer

A — — - A&

Eigentiimerin/ Mieterin/
Eigentiimer Mieter

A ———— 5 A&
Eigentiimerin/ Mieterin/
Eigentiimer Mieter

Fall 1:

Eigentumswechsel

Die neue Eigentimerin oder der
neue Eigenttimer kann auch dann
innerhalb der gesetzlichen Fristen
kundigen, wenn im bisherigen
Mietvertrag etwas anderes steht.

Fall 2:

Kiindigung bei Rechtsstreit

Die EigentUmerin oder der
Eigentumer kann auch dann kin-
digen, wenn ein Rechtsstreit

mit der Mieterin oder dem Mieter
noch nicht geklart ist oder weniger
als drei Jahre zurtckliegt.

Fall 3:

Mieterstreckung

Mieterinnen oder Mieter kénnen

in Hartefallen beantragen, dass

das Mietverhaltnis uber den Kundi-
gungstermin hinaus verléangert
wird. Bei der Beurteilung eines sol-
chen Mieterstreckungsgesuchs ist
der Eigenbedarf zu berticksichtigen.
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Argumente

Eigenbedarf schon
heute méglich

Abbau des
Mieterschutzes

Vorwand fir
Mietzinserh6hung

Es droht der Ver-
lust der Wohnung

Dritte Vorlage: Kiindigung wegen Eigenbedarfs

Referendumskomitee

Unter dem Vorwand des Eigenbedarfs wird der Kiindigungs-
schutz geschwaécht. Diese Vorlage ist zusammen mit jener zur
Untermiete Teil eines grossen Angriffs auf den Mieterschutz.
Die machtige Immobilien-Lobby will Mietenden einfacher
kiindigen kénnen, um danach die Mieten noch starker zu
erhéhen. Aber die Folgen einer Wohnungskiindigung sind
schlimm: Altere Menschen werden aus ihrem Umfeld gerissen,
Familien verlieren ihr Zuhause. Deshalb: Nein zu dieser unge-
rechten Vorlage.

Die Schwachung des Kindigungsschutzes ist ungerecht-
fertigt. Eine Kindigung wegen Eigenbedarfs ist schon heute
moglich. Wer eine Wohnung vermietet und diese selbst oder
fur nahe Verwandte nutzen méchte, kann den Mieterinnen
und Mietern unter Einhaltung der gesetzlichen Fristen kindi-
gen. Dazu braucht es kein neues Gesetz.

Die Schwachung dieses Kiindigungsschutzes ist rticksichts-
los. Familien, altere Menschen oder einkommensschwachere
Personen, fir die eine Kiindigung besonders schlimm ist, sind
ktnftig noch weniger geschutzt, auch wenn der Eigenbedarf
der Vermieterschaft nicht dringend ist.

Die Schwachung des Kindigungsschutzes ist unredlich.
Schon heute wird der Eigenbedarf vorgeschoben, um einfacher
zu kandigen. Das wahre Motiv: Bisherige Mieterinnen und
Mieter loswerden und anschliessend die Wohnung teurer neu
vermieten. Solche Missbrauche werden durch diese Vorlage
vereinfacht und begunstigt.

Die Schwachung des Kiindigungsschutzes greift tief ins
Sicherheitsbedurfnis der Mietenden ein. Der Verlust der eige-
nen Wohnung ist traumatisch. Nicht nur wird man aus seiner
gewohnten Umgebung herausgerissen, auch ist es vielerorts
schwierig bis unméglich, gleichwertigen und bezahlbaren
Ersatz zu finden.
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Mietrecht bevor-
zugt Vermieter

Mietzinse
explodieren

Salamitaktik der
Immobilien-Lobby

Empfehlung
des Referendums-
komitees

Die Schwachung des Kiindigungsschutzes ist ungerecht.
Die Rechte der Mieterinnen und Mieter werden schon heute zu
wenig respektiert. Die Vermietenden sind am ldngeren Hebel.
Die Vorlage verschiebt das Ungleichgewicht noch starker zu
Lasten der Mietenden.

Die Schwachung des Kindigungsschutzes kommt im
schlimmsten Moment. 2023 sind die Mieten um bis zu
10 Prozent gestiegen. In dieser Lage braucht es nicht noch
mehr Macht und Profite fur die Immobilien-Lobby.

Die Schwachung des Kindigungsschutzes ist erst der
Anfang. Die Immobilien-Lobby im Parlament hat langst weite-
re Angriffe auf die Mieterinnen und Mieter aufgegleist.

Als nachstes sollen Mieten einfacher erh6ht werden kénnen.

Darum empfiehlt das Referendumskomitee:

Nein

[Z mietrechts-angriff-nein.ch

Der Text auf dieser Doppelseite stammt vom Referendumskomitee.
Es ist fur den Inhalt und die Wortwahl verantwortlich.


https://www.mietrechts-angriff-nein.ch/
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Argumente

Eigene Raume

rasch nutzen

Anspruch auf
Schadenersatz

Mieterstreckung
bleibt moéglich

Dritte Vorlage: Kiindigung wegen Eigenbedarfs

Bundesrat und Parlament

Eigentiimerinnen und Eigentiimer sollen eine vermietete
Wohnung rasch selbst bewohnen oder ein vermietetes Ge-
schaftslokal rasch selbst nutzen kénnen. Dies gilt insbesonde-
re nach dem Kauf einer Liegenschaft. Weil aber Mieterinnen
und Mieter die Kiindigung anfechten und dabei geltend ma-
chen koénnen, dass der Eigenbedarf nicht dringend sei, kann
es zu langen Rechtsverfahren kommen. Aus diesem Grund soll
das Gesetz so angepasst werden, dass ein vermietetes Wohn-
oder Geschaftsobjekt schneller selbst genutzt werden kann.
Bundesrat und Parlament befiirworten die Vorlage insbeson-
dere aus folgenden Griinden:

Die Bundesverfassung schiitzt das Eigentum. Trotzdem
kdénnen viele Eigentimerinnen und Eigentiimer ihre Rdume
Uber Monate oder gar Jahre nicht beziehen, wenn sie Eigenbe-
darf haben. Dies beispielsweise, wenn Mieterinnen oder Mieter
eine Kiindigung anfechten, indem sie die Dringlichkeit des
Eigenbedarfs bestreiten. Die neue Regelung lockert die Voraus-
setzung fir den Eigenbedarf. Dadurch kénnen Eigentumerinnen
und Eigenttmer ihre Rdume einfacher und schneller nutzen.

Die Interessen der Mieterinnen und Mieter sind weiterhin
geschitzt: Wenn die neue Eigentiimerin oder der neue Eigen-
timer friher kiindigt, als es der bestehende Vertrag gestattet
hatte, so haftet die bisherige Vermieterin oder der bisherige
Vermieter. Sie oder er muss der Mieterin oder dem Mieter den
Schaden ersetzen, der durch die frihere Kiindigung entsteht.
Dieser Anspruch bleibt unverandert bestehen. Das relativiert
die Auswirkungen der Vorlage auf die Mieterinnen und Mieter.

In Hartefallen wird beurteilt, ob die Mieterin oder der
Mieter Uber den Kiindigungstermin hinaus bleiben darf. Die
Schlichtungsbehérde oder das Gericht muss abwéagen zwischen
der Harte fur die Mieterin oder den Mieter und den Interessen
der Eigentimerin oder des Eigentiimers. Dabei wird der Eigen-
bedarf kunftig starker bertcksichtigt werden. Das Gericht kann
das Mietverhaltnis aber weiterhin erstrecken, um die negativen
Folgen der Kiindigung fur die Mieterin oder den Mieter zu
mildern.



a1

Verfahrensrechte Auch an den Verfahrensrechten von Mieterinnen und

bleiben bestehen Mietern andert die Vorlage nichts. Die Mieterinnen und Mieter
kénnen eine Kiindigung wegen Eigenbedarfs weiterhin an-
fechten und sich gegen einen nachteiligen Entscheid unveran-
dert wehren.

Empfehlung von Aus all diesen Griinden empfehlen Bundesrat und
Bundesrat und Parlament, die Anderung des Obligationenrechts (Mietrecht:
Parlament Kundigung wegen Eigenbedarfs) anzunehmen.

Ja

[Z admin.ch/kuendigung-eigenbedarf


https://www.admin.ch/kuendigung-eigenbedarf

42

Dritte Vorlage: Kiindigung wegen Eigenbedarfs

Abstimmungstext

Obligationenrecht
(Mietrecht: Kiindigung wegen Eigenbedarfs)
Anderung vom 29. September 2023

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht in den Bericht der Kommission fiir Rechtsfragen des Nationalrates
vom 18. August 2022!
und in die Stellungnahme des Bundesrates vom 19. Oktober 20222,

beschliesst:

I

Das Obligationenrecht3 wird wie folgt gedndert:

Art. 261 Abs. 2 Bst. a
2 Der neue Eigentiimer kann jedoch:

a. bei Wohn- und Geschéftsraumen das Mietverhéltnis mit der ge-
setzlichen Frist auf den ndchsten gesetzlichen Termin kiindi-
gen, wenn er einen bei objektiver Beurteilung bedeutenden und
aktuellen Eigenbedarf fiir sich, nahe Verwandte oder Ver-
schwigerte geltend macht;

Art. 271a Abs. 3 Bst. a
3 Absatz 1 Buchstaben d und e sind nicht anwendbar bei Kiindigungen:

a. wegen bei objektiver Beurteilung bedeutenden und aktuellen
Eigenbedarfs des Vermieters fiir sich, nahe Verwandte oder
Verschwégerte;

Art. 272 Abs. 2 Bst. d

2 Bei der Interessenabwégung beriicksichtigt die zustindige Behorde
insbesondere:

d. einen allfélligen Eigenbedarf des Vermieters fiir sich, nahe Ver-
wandte oder Verschwigerte sowie die objektiv zu beurteilende
Bedeutung und Aktualitdt dieses Bedarfs;

1 BBI120222102
2 BBI 20222623
3 SR220
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§ o

I Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.



Ja

Ja

Ja

Ja

Bundesrat und Parlament empfehlen,
am 24. November 2024 wie folgt zu stimmen:

Bundesbeschluss liber den Ausbauschritt 2023
fuir die Nationalstrassen

Anderung des Obligationenrechts
(Mietrecht: Untermiete)

Anderung des Obligationenrechts
(Mietrecht: Kiindigung wegen Eigenbedarfs)

Anderung des Bundesgesetzes liber
die Krankenversicherung (KVG)
(Einheitliche Finanzierung der Leistungen)

Votelnfo I?:Q'“‘EE

Die App zu den Abstimmungen
Mit Erklarvideos und Resultaten




	Volksabstimmung 24. November 2024
	Inhaltsverzeichnis
	In Kürze
	Bundesbeschluss über den Ausbauschritt 2023 für die Nationalstrassen
	Ausgangslage
	Die Vorlage
	Abstimmungsfrage
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament
	Empfehlung des Referendums-komitees
	Abstimmung im Nationalrat
	Abstimmung im Ständerat

	Änderung des Obligationenrechts (Mietrecht: Untermiete)
	Ausgangslage
	Die Vorlage
	Abstimmungsfrage
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament
	Empfehlung des Referendums-komitees
	Abstimmung im Nationalrat
	Abstimmung im Ständerat

	Änderung des Obligationenrechts (Mietrecht: Kündigung wegen Eigenbedarfs)
	Ausgangslage
	Die Vorlage
	Abstimmungsfrage
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament
	Empfehlung des Referendums-komitees
	Abstimmung im Nationalrat
	Abstimmung im Ständerat

	Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG) (Einheitliche Finanzierung der Leistungen)
	Ausgangslage
	Die Vorlage
	Abstimmungsfrage
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament
	Empfehlung des Referendums-komitees
	Abstimmung im Nationalrat
	Abstimmung im Ständerat


	Bundesbeschluss über den Ausbauschritt 2023 für die Nationalstrassen
	Im Detail
	Ausgangslage
	Projekte des Ausbauschritts 2023
	Kosten und Finanzierung
	Natur und Umwelt
	Landverbrauch
	Beschwerdemöglichkeit

	Argumente Referendumskomitee
	Autobahn-Ausbau ist überteuert
	Natur- und Kulturland geht verloren
	Mehr Verkehr, mehr Lärm, mehr Abgase
	Betroffene gegen Autobahn-Ausbau
	Bessere Lösungen fördern und stärken
	Empfehlung des Referendums-komitees

	Argumente Bundesrat und Parlament
	Stau verhindern
	Ausweichverkehr vermeiden
	Sicherheit erhöhen
	Wohngebiete entlasten
	Eingriffe kompensieren
	Unterhaltsarbeiten erleichtern
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament

	Abstimmungstext

	Änderung des Obligationenrechts (Mietrecht: Untermiete)
	Im Detail
	Ausgangslage
	Zweck der Untermiete
	Missbräuchliche Untervermietung
	Strengere Regeln
	Verweigerung der Untermiete
	Kündigungsrecht
	Regelung bei Pachtverträgen

	Argumente Referendumskomitee
	Untermiete hat sich bewährt
	Missbräuche sind bereits verboten
	Mieten in der Schweiz sind zu hoch
	Kündigungsschutz wird geschwächt
	Noch mehr Macht für Immo-Konzerne
	Empfehlung des Referendums-komitees

	Argumente Bundesrat und Parlament
	Missbräuche verhindern
	Vorteile bleiben
	Verbesserte Rechtssicherheit
	Klare Kündigungsregel
	Raum für individuelle Vereinbarungen
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament

	Abstimmungstext

	Änderung des Obligationenrechts (Mietrecht: Kündigung wegen Eigenbedarfs)
	Im Detail
	Ausgangslage
	Vereinfachung
	Folgen in drei Fällen:
	Mieterschutz gilt weiterhin

	Argumente Referendumskomitee
	Eigenbedarf schon heute möglich
	Abbau des Mieterschutzes
	Vorwand für Mietzinserhöhung
	Es droht der Verlust der Wohnung
	Mietrecht bevorzugt Vermieter
	Mietzinse explodieren
	Salamitaktik der Immobilien-Lobby
	Empfehlung des Referendums-komitees

	Argumente Bundesrat und Parlament
	Eigene Räume rasch nutzen
	Anspruch auf Schadenersatz
	Mieterstreckung bleibt möglich
	Verfahrensrechte bleiben bestehen
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament

	Abstimmungstext
	Ausgangslage


	Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG) (Einheitliche Finanzierung der Leistungen)
	Im Detail
	Reform soll ambulante Behandlungen fördern
	Koordination erhöht Qualität und senkt Kosten
	Koordination soll sich lohnen
	Reform soll Prämienzahlende entlasten
	Kantone erhalten zusätzliche Steuerungs­möglichkeiten
	Einführung von Tarifen im Pflegebereich
	Mögliches Sparpotenzial

	Argumente Referendumskomitee
	Mehr Macht für die Krankenkassen
	EFAS beschleunigt den Prämienanstieg
	Gefahr für ältere Menschen
	EFAS treibt Privatisierungen voran
	EFAS ignoriert das Gesundheits-personal
	Empfehlung des Referendums-komitees

	Argumente Bundesrat und Parlament
	Breit abgestützte Reform
	Ambulante Behandlungen fördern
	Zusammenarbeit verbessern
	Sparpotenzial ausschöpfen
	Prämienzahlende entlasten
	Pflegeleistungen zuverlässig finanzieren
	Regelmässigere Arbeitszeiten
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament

	Abstimmungstext

	Bundesrat und Parlament empfehlen, am 24. November 2024 wie folgt zu stimmen:


